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KURZE BEGRÜNDUNG

Die Zusammenarbeit zwischen der Europäischen Union und Russland verdient bei der 
Anwendung verschiedener Instrumente für den Personenverkehr besondere Beachtung. In 
diesem Zusammenhang ist insbesondere in Bezug auf das Gebiet Kaliningrad ein komplexer 
Sachverhalt zu berücksichtigen. Diese Enklave, die insoweit eine besondere Lage aufweist, 
als sie vollständig von EU-Mitgliedstaaten umgeben ist, ist für die politische, wirtschaftliche, 
ökologische und kulturelle Dimension der Zusammenarbeit im Ostseeraum ebenso wie für 
gutnachbarliche Kontakte zwischen den Menschen, die in diesem Gebiet leben, von großer 
Bedeutung. Diesbezüglich wurde bereits eine Lösung gefunden: Im Jahr 2003 wurde die 
Verordnung Nr. 693/2003 des Rates zur Einführung eines Dokuments für den erleichterten 
Transit (FTD) und eines Dokuments für den erleichterten Transit im Eisenbahnverkehr 
(FRTD) angenommen.

Im Rahmen der Suche nach konkreten Instrumenten für die Förderung gutnachbarlicher 
Beziehungen zwischen der EU und Russland hat die Kommission die Änderung der 
Vorschriften der Verordnung Nr. 1931/2006 für den kleinen Grenzverkehr vorgeschlagen. 
Vor dem Hintergrund des früheren Vorschlags von Polen hat die Kommission vorgeschlagen, 
den Geltungsbereich des kleinen Grenzverkehrs auf das gesamte Gebiet Kaliningrad und das 
entsprechende Gebiet auf der polnischen Seite auszuweiten. Diese Lösung ist nicht nur im 
Hinblick auf die Sicherheit des Schengenraumes vernünftig, sondern berücksichtigt vor allem 
auch die Richtung, die von den Mitgliedstaaten und der Kommission im Rahmen der ENP-
Zusammenarbeit eingeschlagen wurde. In dieser Hinsicht verdient sie uneingeschränkte 
Unterstützung als ein Instrument, mit dem die künstliche Unterteilung des Gebietes 
Kaliningrad in Gebiete, die in den Geltungsbereich der gegenwärtigen Verordnung über den 
kleinen Grenzverkehr fallen oder nicht (bis zu 30 Kilometer und in besonderen Fällen bis zu 
50 Kilometer landeinwärts), vermieden wird. Der Vorschlag für eine Änderung der 
Verordnung Nr. 1931/2006 ist auch unter dem Gesichtspunkt der grenzübergreifenden 
Zusammenarbeit, die im Rahmen der Europäischen Nachbarschaftspolitik entwickelt wurde, 
von großer Bedeutung.

Die Verbesserung der Bedingungen für den grenzüberschreitenden Personenverkehr verdient 
es, von den EU-Organen unterstützt zu werden. Er ergänzt Reisen auf der Grundlage eines 
Visums, ersetzt diese jedoch nicht. In diesem Zusammenhang sollten die laufende 
Neuaushandlung des Abkommens über Visaerleichterungen sowie die Vorbereitungen für die 
Einleitung des Dialogs über Visafragen zwischen der EU und Russland Berücksichtigung 
finden. Da die Änderung der Verordnung Nr. 1931/2006 im Ergebnis dazu beitragen wird, die 
gutnachbarlichen Beziehungen zwischen der EU und Russland zu verbessern, betrachtet das 
Europäische Parlament sie als eine richtige Option, von der Gebrauch gemacht werden sollte.

******

Der Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten ersucht den federführenden Ausschuss für 
bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres, vorzuschlagen, dass das Europäische Parlament 
seinen Standpunkt in erster Lesung festlegt, indem es den Vorschlag der Kommission 
übernimmt.


